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S. von Bahr

A. Borg Barthet

U. Lõhmus

A. Ó Caoimh

Wahl des Ersten Generalanwalts

(2005/C 281/03)

Der Gerichtshof hat gemäß Artikel 10 § 1 Absatz 3 der Verfah-
rensordnung Frau Stix-Hackl für die die Dauer eines Jahres ab
dem 7. Oktober 2005 zur Ersten Generalanwältin gewählt.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Zweite Kammer)

vom 2. Juni 2005

in der Rechtssache C-282/02: Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften gegen Irland (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Wasserver-
schmutzung — Richtlinie 76/464/EWG)

(2005/C 281/04)

(Verfahrenssprache: Englisch)

In der Rechtssache C-282/02 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage nach Artikel 226 EG, eingereicht am 31. Juli 2002,
Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevollmäch-
tigter: M. Shotter) gegen Irland (Bevollmächtigter: D. J. O'Hagan
im Beistand von A. M. Collins, BL), hat der Gerichtshof (Zweite
Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten
C. W. A. Timmermans sowie der Richterin R. Silva de Lapuerta
(Berichterstatterin) und der Richter C. Gulmann, J. Makarczyk
und P. Kūris — Generalanwalt: M. Poiares Maduro; Kanzler:
R. Grass — am 2. Juni 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor
erlassen:

1. Irland hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus Artikel 7 der
Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 4. Mai 1976 betreffend
die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher

Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft verstoßen, dass es nicht
alle Maßnahmen erlassen hat, die erforderlich sind, um die ord-
nungsgemäße Umsetzung und Anwendung dieser Richtlinie sicher-
zustellen.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Irland trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 261 vom 26.10.2002.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Zweite Kammer)

vom 8. September 2005

in der Rechtssache C-191/03 (Vorabentscheidungsersuchen
des Labour Court): North Western Health Board gegen

Margaret McKenna (1)

(Gleiches Entgelt für Männer und Frauen — Erkrankung vor
Beginn des Mutterschaftsurlaubs — Mit der Schwangerschaft
zusammenhängende Krankheit — Fall der allgemeinen Rege-
lung über Krankheitsurlaub — Auswirkung auf die Vergü-
tung — Anrechnung der Fehlzeit auf die Gesamtzahl bezahl-
ter Krankheitsurlaubstage, die innerhalb eines bestimmten

Zeitraums höchstens beansprucht werden können)

(2005/C 281/05)

(Verfahrenssprache: Englisch)

In der Rechtssache C-191/03 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom Labour
Court (Irland) mit Entscheidung vom 14. April 2003, beim
Gerichtshof eingegangen am 12. Mai 2003, in dem Verfahren
North Western Health Board gegen Margaret McKenna hat der
Gerichtshof (Zweite Kammer) unter Mitwirkung des Kammer-
präsidenten C. W. A. Timmermans sowie der Richter
C. Gulmann (Berichterstatter) und R. Schintgen — Generalan-
walt: P. Léger; Kanzler: L. Hewlett, Hauptverwaltungsrätin —
am 8. September 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor erlas-
sen:

1. Eine Regelung über Krankheitsurlaub, nach der weibliche Arbeit-
nehmer, die an einer mit einer Schwangerschaft zusammenhängen-
den Krankheit leiden, und andere Arbeitnehmer, die von einer
davon unabhängigen Krankheit betroffen sind, gleich behandelt
werden, fällt in den Anwendungsbereich des Artikels 141 EG und
der Richtlinie 75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer
und Frauen.
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2. Artikel 141 EG und die Richtlinie 75/117 sind dahin auszule-
gen, dass folgende Regelungen keine Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts darstellen:

— eine Vorschrift einer Regelung über Krankheitsurlaub, die für
weibliche Arbeitnehmer, die vor einem Mutterschaftsurlaub
wegen einer mit ihrer Schwangerschaft zusammenhängenden
Krankheit fehlen, ebenso wie für männliche Arbeitnehmer, die
infolge irgendeiner anderen Krankheit fehlen, eine Kürzung der
Vergütung vorsieht, wenn die Fehlzeit eine bestimmte Dauer
überschreitet, sofern die Arbeitnehmerin zum einen genauso
wie ein krankheitsbedingt fehlender männlicher Arbeitnehmer
behandelt wird und zum anderen die gezahlten Leistungen
nicht so niedrig sind, dass dadurch das Ziel des Schutzes
schwangerer Arbeitnehmerinnen gefährdet würde;

— eine Vorschrift einer Regelung über Krankheitsurlaub, die vor-
sieht, dass krankheitsbedingte Fehlzeiten unabhängig davon,
ob die Krankheit mit einer Schwangerschaft zusammenhängt
oder nicht, auf die Gesamtzahl bezahlter Krankheitsurlaubs-
tage angerechnet werden, die ein Arbeitnehmer innerhalb eines
bestimmten Zeitraums höchstens beanspruchen kann, sofern
die Anrechnung von Fehlzeiten wegen einer mit einer Schwan-
gerschaft zusammenhängenden Krankheit nicht dazu führt,
dass die Arbeitnehmerin während der von der Anrechnung
betroffenen Fehlzeit nach dem Ende des Mutterschaftsurlaubs
Leistungen unterhalb jenes Minimums erhält, das sie während
der zur Zeit ihrer Schwangerschaft aufgetretenen Krankheit
beanspruchen konnte.

(1) ABl. C 158 vom 5.7.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 8. September 2005

in der Rechtssache C-512/03 (Vorabentscheidungsersuchen
des Gerechtshof 's-Hertogenbosch): J. E. J. Blanckaert
gegen Inspecteur van de Belastingdienst/Particulieren/

Ondernemingen buitenland te Heerlen (1)

(Direkte Besteuerung — Steuer auf Einkünfte aus Kapital-
vermögen — Steuerabkommen — Steuerermäßigungen, die
den im nationalen Sozialversicherungssystem Versicherten

vorbehalten sind)

(2005/C 281/06)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

In der Rechtssache C-512/03 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom Gerechts-

hof 's-Hertogenbosch (Niederlande) mit Entscheidung vom 4.
Dezember 2003, beim Gerichtshof eingegangen am 8. Dezem-
ber 2003, in dem Verfahren J. E. J. Blanckaert gegen Inspecteur
van de Belastingdienst/Particulieren/Ondernemingen buitenland
te Heerlen hat der Gerichtshof (Erste Kammer) unter Mitwir-
kung des Präsidenten der Vierten Kammer K. Lenaerts (Bericht-
erstatter) in Wahrnehmung der Aufgaben des Präsidenten der
Ersten Kammer, der Richterin N. Colneric sowie der Richter
K. Schiemann, E. Juhász und M. Ilešič — Generalanwältin:
C. Stix-Hackl; Kanzler: L. Hewlett, Hauptverwaltungsrätin —
am 8. September 2005 ein Urteil mit folgendem Tenor erlas-
sen:

Die Artikel 56 EG und 58 EG sind dahin auszulegen, dass sie der
Regelung eines Mitgliedstaats nicht entgegenstehen, nach der ein
gebietsfremder Steuerpflichtiger, der in diesem Staat ausschließlich
Einkünfte aus Kapitalvermögen bezieht und der nicht im Sozialversi-
cherungssystem dieses Mitgliedstaats versichert ist, keinen Anspruch
auf die Steuerermäßigungen für Sozialversicherungen hat, während ein
gebietsansässiger Steuerpflichtiger, der in dem genannten Sozialversi-
cherungssystem versichert ist, bei der Berechnung seines zu versteuern-
den Einkommens in den Genuss solcher Ermäßigungen kommt, auch
wenn er ausschließlich Einkünfte derselben Art bezieht und keine
Sozialversicherungsbeiträge zahlt.

(1) ABl. C 47 vom 21.2.2004.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Erste Kammer)

vom 15. September 2005

in der Rechtssache C-140/04 (Vorabentscheidungsersuchen
des Hof van Beroep Antwerpen [Belgien]): United Ant-
werp Maritime Agencies NV gegen Belgischer Staat und
Seaport Terminals NV gegen Belgischer Staat, United Ant-

werp Maritime Agencies NV (1)

(Zollunion — Entstehung einer Einfuhrzollschuld — Ware in
vorübergehender Verwahrung — Entziehung der Ware aus

der zollrechtlichen Überwachung — Schuldner)

(2005/C 281/07)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

In der Rechtssache C-140/04 betreffend ein Vorabentschei-
dungsersuchen nach Artikel 234 EG, eingereicht vom Hof van
Beroep Antwerpen (Belgien) mit Entscheidung vom 11. März
2004, beim Gerichtshof eingegangen am 16. März 2004, in
dem Verfahren United Antwerp Maritime Agencies NV gegen
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